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 Unwirksamkeit eines auf 20 Jahre alten 
Mietspiegel gestützten Mieterhöhungsverlangens 

– BGH, Urteil vom 16.10.2019, Az.: VIII ZR 340/18 

 Kauf bricht nicht Miete - Grenzen des § 566 BGB 

– BGH, Urteil vom 04.09.2019, Az.: XII ZR 52/18 
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 Unwirksamkeit eines auf 20 
Jahre alten Mietspiegel gestützten 
Mieterhöhungsverlangens 
 
BGH, Urteil vom 16.10.2019, Az.: VIII ZR 340/18 

 
Ein 20 Jahre alter Mietspiegel ist zur Begründung 

einer Mieterhöhung ungeeignet und führt deshalb 

aus formellen Gründen zur Unwirksamkeit. 
Die Mieterin einer 79 qm großen Woh-

nung in Magdeburg bekam Anfang 2017 Post von 
der Hausverwaltung. Der Vermieter forderte auf 
diesem Weg die Mieterin zur Zustimmung zu einer 
Mieterhöhung um 60 Euro auf insgesamt monat-
lich 360 Euro auf. Der Vermieter begründete sein 
Anliegen allein mit einem Verweis auf einen Miet-
spiegel für die Stadt Magdeburg aus dem Jahr 
1998. Die Mieterin stimmte der begehrten Mieter-
höhung jedoch nicht zu, so dass der Streit durch 
die Instanzen ging. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) erach-
tete das begehrte Mieterhöhungsverlangen des 
klagenden Vermieters für rechtswidrig. Grundsätz-
lich sei es nach dem Gesetz zwar erlaubt, eine 
Mieterhöhung auf einen veralteten Mietspiegel zu 
stützen, wenn ein aktualisierter Mietspiegel nicht 
vorhanden ist. Laut BGH ist der Rückgriff jedoch 
auf einen 20 Jahre alten Mietspiegel nicht mehr 
geeignet, um eine Mieterhöhung zu begründen, da 
das Erhöhungsverlangen in formeller Hinsicht 
keine Angaben über Tatsachen enthielt, aus denen 

der Kläger die Berechtigung der geforderten Miet-
erhöhung herleiten konnte. Ein solch veralteter 
Mietspiegel gelte als überholt, denn der Wert einer 
Immobilie unterliege dem Wandel der Zeit. Gemäß 
§ 558c Abs. 3, § 558d Abs. 2 BGB geht das Gesetz 
sogar von einem Aktualisierungserfordernis für 
Mietspiegel innerhalb einer Frist von zwei Jahren 
aus. 
 

Fazit:  

Der BGH ist der Meinung, dass der Vermieter auch 

nicht übermäßig beeinträchtigt wird, indem ihm 

die Möglichkeit genommen wird, sich auf einen 

solch veralteten Mietspiegel zu berufen, um die 

Miete zu erhöhen. Auch nach dem Gesetz kann er 

sich weiterer gesetzlich vorgesehener Begrün-

dungsmittel, etwa der Benennung von drei Ver-

gleichswohnungen, bedienen, um sein Mieterhö-

hungsverlangen zu begründen. Dennoch führt 

diese Rechtsprechung jedoch natürlich zu einer 

Beeinträchtigung für Vermieter. 
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 Kauf bricht nicht Miete – Gren-
zen des § 566 BGB 
 
BGH, Urteil vom 04.09.2019, Az.: XII ZR 52/18 

 
Der Grundsatz „Kauf bricht nicht Miete“ gilt aus-
schließlich für Flächen, an denen der Mieter ein 
Besitzrecht ausübt. Benutzt der Mieter ein im Ei-
gentum des Vermieters stehendes weiteres Grund-
stück, so gilt die Regelung des § 566 BGB bei einer 
späteren Veräußerung für den Erwerber nicht.  

Der Kläger mietete von seinem damali-
gen Vermieter ein Grundstück und es war ihm au-
ßerdem gestattet die Zulieferung zu seinem Be-
trieb über ein weiteres, im Eigentum des damaligen 
Vermieters stehendes Grundstück abzuwickeln. 
Später wurde über das Vermögen des ursprüngli-
chen Vermieters das Insolvenzverfahren eröffnet 
und die Grundstücke an verschiedene Erwerber 
veräußert. Der Erwerber des vermieteten Grund-
stücks kündigte unter Hinweis auf das insolvenz-
rechtliche Sonderkündigungsrecht das Mietver-
hältnis und forderte den Kläger zur Räumung auf. 
Letztlich räumte der Kläger das Mietobjekt, nach-
dem die Kündigung später gemeinsam mit dem Er-
werber des von dem Mieter mitgenutzten Grund-
stücks erklärt wurde. Der Kläger begehrte mit sei-
ner Klage die Feststellung, dass das Mietverhältnis 
fortbestand und die beiden beklagten Erwerber ge-
samtschuldnerisch zum Ersatz des Schadens ver-
pflichtet sind, der aus den Kündigungen entstand.  

Der BGH wies die Klage ab, das Miet-
verhältnis war mithin beendet. Der beklagte Erwer-
ber des Mietgegenstandes habe den Mietvertrag 

auch ohne das Mitwirken des anderen Erwerbers 
wirksam gekündigt. Da der Erwerber des Mietob-
jektes als neuer Eigentümer in das Grundbuch ein-
getragen worden war, war er nach den insolvenz-
rechtlichen Vorschriften (Sonderkündigungsrecht) 
berechtigt, den Mietvertrag zum ersten möglichen 
Termin zu kündigen, was er auch tat. Er war dazu 
auch alleine befugt, denn der zweite Beklagte war 
durch den Erwerb des vom Mieter mitgenutzten 
Grundstücks nicht als weiterer Vermieter in den 
streitgegenständlichen Mietvertrag eingetreten. § 
566 BGB knüpft nur an die Veräußerung des Miet-
gegenstandes an. Diese Vorschrift setzt voraus, 
dass es zu einem Wechsel des Eigentümers an den 
Mieträumen kommt. Die vom Mieter mitgenutzte 
Fläche wird somit nicht von dieser Vorschrift mit-
umfasst. Des Weiteren sieht der BGH in diesem 
Fall auch keine Gebrauchsüberlassung durch den 
ehemaligen Vermieter an den Mieter, sondern le-
diglich eine Gestattung oder Duldung eines Mitge-
brauchs, so dass der Grundsatz „Kauf bricht nicht 
Miete“ keine Anwendung findet.  
 
Fazit:  
Die Entscheidung des BGH führt die Bedeutung ei-
ner Due Diligence vor Augen. Einen derartigen 
Sachverhalt im Rahmen der Ankaufsprüfung zu-
nächst zu entdecken und „richtig zu verarbeiten“ 
stellt eine Herausforderung in der Due Diligence 
dar. 
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